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Die derzeitig gültigen Grundsätze für das Programm "Radwege an Bundessü-aßen m der Bau-
last des Bundes" stammen aus den Jahren 1980/S2. Die Gnmdsätse süid im Jahr 1997 um die

straßenverkehrliche Benutzungspflicht von Radwegen an Bxmdesstraßen m der Baulast des
Bundes ergäiizt worden.

In 2003 haben einzdne Bundesländer angeregt, diese Grundsätze zu überarbeiten.
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SHTE^VONZ In der 16. Sitzung des Bund/Uiider-Arbeitskreises "Fahn-adverkehi" (BLAK-Fahn-adverkehr)
ist beschlossen worden, da^s die weitere Bearbeitung der Grundsätze im Bundesministenum
für Verkehr, Bau und StadtentwicMung mit der Unterstützung der Länder Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfidz, Hessen, Mecklenburg-Vorponimem, Beriin erfolgen sollte,
Im daraufhin gebildeten Arbeitskreis (AK ) "Radwege" sind die "Grundsätze für Bau und
Finanzierung von Radwegen im Zuge von Bundesstraßen in der Baulast des Bundes" 2008
erarbeitet und einvemehmlich abgestimmt worden.

Die anliegenden Grundsätze 2008 regeln auf der Grundlage des Bundesferastraßengesetzes,
wann ein Radweg an einer Straße in der Baulast des Bundes gebaut beziehungsweise fman-
ziert werden kann. Ein Gnmdsatz ist, dass der Bund als Baukstträger fiir die Bundesfernstra-
Ben, die dem weiträumigen Verkehr dienen oder zu dienen bestimmt sind, für die Sicherheit
des Verkehrs auf den Bundeafemstraßan zu sorgen hat. Dies erfolgt insbesondere durch die
Eatflechtung des Kfz- und Falm-adverkehrs. Des Weiteren ermöglichen die Grundsätze 2008
die Einbeziehung anderer Wege (z. B. land- oder forstwirtschaftliche Wege, stillgelegte ent-
widmete Eisenbahntrassen), weaui die Vorgaben der Grundsätze 2008 erfüllt sind.

Beiliegend übersende ich die Neufassung der "Gnmdsätze für Bau und Finanzierung von
Radwegen im Zuge von Bundesstraßen in der Baulast des Bundes". 2008 mit der Bitte, sie
anzuwenden. Die Pinsnzieiung kann nur unter Vorbehalt der jährlich zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel erfolgen.

Ergänzend zu den Grundsätzen werden Verembarungen, die den Ländern als Beispiel für die
Einbeziehung anderer Wege dienen können, nachgerucht.

Im Auftrag
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Beälaubigt;
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Angesteilte



Anlage zum Schreiben vom 17. 10.2008

S 11/7123. 10/6-1-891608

Grundsätze für Bau und Finanzierung von Radwegen im Zuge von Bundesstraßcn in

der Bauls>st des Bundes

I. Ziele

Mit der Finanzierung des Baus von Kadwegeit an Bundesstraßen aus Straßenbaumitteln des

Bundes wird als Ziel die Verbesserung der Verkehrssicherheit durch

Verminderung der Uirfältzahlen, insbesondere bei Kindern durch Trennung der Verkehrs-

arten;

Verflüssigung des Verkehrs und Verlunderung von Stausituationen,

verfolgt. Daneben kommt der Bau von Radwegen an Bundesstraßea auch der Umwelt durch
Förderung des Radverkehrs mittels Verbesserung der Radverkehi-snetze zu Gute.

2. Verbesserung der Verkehrs Sicherheit

Die Anlage von Radwegen an Bundesstraßen in der Baulast des Bundes dient vornehmlich

der Erhöhung der Verkehrssicherheit durch Entflechtung des Verkehrs dort, wo

Radverkehr nicht nur in geringem Umfang regelaäßig zu beiücksichtigeü ist oder
mit einem erheblichea Auflcommen an Radfahreni im Freizeit-, Wochenend- und Erho-

lungsverkehr zu rechnen ist und keine oder nur unzMreichende Alternativwege vorhanden

sind oder

besonders schutzbedürftige Verkehrsteilnehnier auftreten,

Die Entflechtung ist insbesondere dort wichtig, wo hohe Differenzgeschwindigkeiten zwi-

sehen Kraftfahraeugverkehr und Radverkehr auftreten sowie auf Straßen mit hohen Verkehrs-

stärken und geringen Fahrbabnbreiten,

Eine sichere Entflechtungswirkung ist nur gewährleistet, wenn der Radweg beautzungspflich-

tig im Sinne der Sü-aßenverkehrs-Ordnung (StVO) ist. Einzelheiten zur Anordnung der ent-

sprechenden Verikehrszeichen sind in der VwV-StVO geregelt.
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3. Nelzstrukturelle Grundsätze

Radverkehrsnetze unteischeiden sich strukturell von fernverkehrsTelevanten Straßennet2ffin ffir
den Kraäverkehr. Es ist nicht Aufgabe des Bundes als Baulastträger der Straßen far den Fera-
verkehr, ein geschlossenes Radwegenetz entlang der Bmdesstraßen zu errichten. Vielmehr
sind die Radwege entlang der Bundesstraßen als sinnvolle Nettergänzungen regionaler Netze
zu integrieren. Eutsprechend dem Charakter des Radverkebrs sind für den Ausbau der regio-
nalen Netze die Länder, Kreise und Kommunen, gefordert, .

Der Bau von Radwegen an Bunilesstraßen in der Baulast des Bundes kann gleichzeitig der
Erweiterung vorhandener Radverkehrsnetze (einschließlich sinnvoller Liickenschlüsse) die-
neu. Ltickenschlüsse bei vorhandenen Radwegen sollen dajm msbesondere unter Beriicksich-neu

tigung von

Siedlungsgebieten in Randlagen,
- zentralen Einrichtungen bei Außerortslagen (z.B. Schulbereiche, Sportstätten, Bahnstatio-

nen, ÖPNV-HaltesteUen, Freizeiteinrichhmgen, Einkaufszentren),
- Anbmdungen landschaftlich reizvoller und topografisch günstiger Gebiete für das Rad-

wandern

erfolgen.

Beim Neubau von Ortsumgehungen soll die Anlage von Radwegen in der Biiulastträgerschaft
des Bundes in der Regel nicht erfolgen, soweit der Radverkehr auf der ehemaligen Ortsdurch-
fahrt geführt werden kann. Hierbei ist die Umwegeempfindliohkeit des Ra.dverkehrs zu fce-
rücksichtigen,

4. Technische Ausführung

HmsichtUch der Einsatzgrenzen und der Entwurfeanforderungen flu- Radwege sind vorraiigig

die vom BMVBS eingeführten technischen Regelwerke zu beachten.

Außerorts werden an Bundesstraßen die Kadwege in der Regel als einseitige gememsame

Rad- und GAwege mit einer Breite von 2, 50 m finanziert Aus Gründen der Verkehrssicher-
heit werden nur baulich getrennte Radwege als geeignet angesehen.
Scbutzstreifen sind deshalb an außerörtlicheii Bundesstraßen nicht zugelassen. Radfahrstrei-

feri können im Ausnabmefall
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bei Umwandlungen vorhandener Straßen mit überbreiten Fahrstreifen oder mit Seitenstrei-

fen (ehemalige Mehrzweckstreifen) in sctimalere Fahrbahaen mit abgetrennten Radfahr-

streifen oder

bei kurzen Abschnitten, in denen Badwege in einer aasonsten vom Kfe-Verkehr getrenn-

ten Führungskontinuität aus Platzgründen nicht zu realisieren sind,

eingesetzt werden. Radfahrstreifen sind dann mit verkehrstechnischen Einriclitungen von der

Fahrbahn abzutrennen.

Rir Ortsdurchfahrten von Eundesstraßen wird aufgrund der Bedeutung dieser Straßen für den

weiträuraigen Verkehr eine nutzbare Breite von 6,50 m für die ungehinderte Begegnung

zweier Lkw für notwendig gehalten. Sind ausreichend breite Strafienraumbreiten vorhanden

und/oder ist die Anlage baulich getrennter Radwege oder Radfahrstreifen nicht reaüsierbar
und Radverkehr auf der Fahrbabn noch vertretbar, so ist aufinnerörtlichen Bundesstraßen die

Anlage eines Schutzstreifens in Betracht zu ziehen (zur Finanzierung vergl. § 5 b Straßenver-

kehrsgesetz (StVG)). Hierbei sind die Vorschriften der StVO und der VwV-StVO sowie der

technischen Regelwerke und der Ortsdurchfahrten-Richtlinie zu beacliten.

5. Baulast

Der Bau von Radwegen an Bundesstraßen durch den Bund ist gemäß Bundesfernstraßenge-

setz jederzeit möglich, wenn nach Ziffer l bis 3 dieser Grundsätze ein Bedarfbesteht.

Die Anlage neuer Radwege oder die Nutzung vorhandener Straßen und Wege konunt sowohl

beim Neu- oder Ausbau von Bundesstraßen als.auch MI vorhandenen, nicM zum Ausbau vor-

gesehenen Bundesstraßen m Betracht.

Der Bund trägt die Kosten für die Hemchtung in der für den Radverkehr erfbrderüchen. Breite

und Befestigung sowie für die Unterhaltung

Im Übrigen trägt er die Kosten für den anfallenden Wmterdienst und notwendige Verkehrssi-

cherung, wobei die Pflicht zur Verkehrssicherung den Ländern obliegt.
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6. Einbemehung anderer Wege

Zur Vermeidung einer unnötigen Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen können andere Wege
in eine Radwegeplaaung a.n Bundessü-aßen einbezogen werden, sofern

dies verkehriich und verkehrstechnisch geboten,

bautecbnisch. möglich sowie

wirtschaftlich sinnvoll ist und

- der Weg der Bundesstraße so zugeordnet ist, dass er vom RadveAehr angenommen wird.

Diese Voraussetzungen Begen in der Regel vor, wenn
der Radverkehr auf der Straße die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs ao stark beein-

flusst. dass an sich die Emchftmg eines eigenen Radweges verkehrlich erforderlich ist und

- der Weg in einem angemessenen örtlichen Zusammenhang mit der Bundesstraße verläuft
und mit Fahrrädern befahrbar ist.

Die Einbeziehung solcher Wege schließt das Vorhandensein eines besonderen Radwegea ae-
ben der Fahrbahn der Bundesstraße aus.

Geeignete Wege sind

a) private knd- oder forstwirtscha&Iiche Wege, oder kommuuale land- oder forstwirtschaft-
liche Wege

die beim bisherigen Eigentümer verbleiben und

- für die eine Vereinbanmg zur Nutzung und Unterhaltung, zum Wmterdienst und zur
Verkehrasicheiung zu schließen ist.

b) Trassen entwidmeter Bsenbahnstrecken,

die ggf. beim bisherigen Eigentümer verbleiben und
für die dajin in diesem Fall eine Vereinbarung zur Unterhaltung, zum Winterdienst

lUld zur VerkehTssichemng zu schließen ist.


